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des Bebauungsplans „Krebsschere“ der Stadt Bad Vilbel 
 
Stand: 07.02.2025 
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Ergebnisse der Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB sowie der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB zur 15. Änderung des 
Bebauungsplans „Krebsschere“ der Stadt Bad Vilbel 

An der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB in der Zeit vom 02.12.2024 bis 17.01.2025 wurden 60 Behörden und sonstige Träger 
öffentlicher Belange beteiligt (s. Anlage). 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB fand vom 02.12.2024 bis 17.01.2025 statt. 

22 Behörden und sonstige Träger haben geantwortet, davon haben 13 Behörden oder sonstige Träger Anregungen vorgebracht.  

Seitens der Öffentlichkeit wurden keine Anregungen vorgebracht. 
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 

1. Amt für Bodenmanagement Büdingen (04.12.2024) 
1.1 Zur Änderung des Bebauungsplanes gebe ich für die Flurbereinigungs- und 

Katasterbehörde die folgende Stellungnahme zu landeskulturellen und boden-
ordnerischen Belangen sowie aus der Sicht des Liegenschaftskatasters ab: 

1. Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher 
Regelungen: 

• Keine Einwendungen 

2. Fachliche Stellungnahme: 

• Zur Planung bestehen keine Anregungen oder Bedenken. 

• Die Planung liegt nicht im Verfahrensgebiet eines derzeit laufenden 
Flurbereinigungsverfahrens. 

• Die Planung liegt nicht im Verfahrensgebiet eines derzeit laufenden 
städtischen Bodenordnungsverfahrens, das unserer Verantwortung un-
terliegt. 

• Derzeit ist vom Amt für Bodenmanagement Büdingen kein neues Flur-
bereinigungs- bzw. städtisches Bodenordnungsverfahren im Bereich 
der Planung vorgesehen. 

Stellungnahme ohne Anregung 

 

  

2. Avacon Netz GmbH (02.12.2024) 
2.1 Vielen Dank für die Beteiligung an dem im Betreff genannten Vorhaben. 

Im Geltungsbereich befinden sich keine Versorgungsanlagen von Avacon Netz 
GmbH/ Avacon Wasser GmbH / WEVG GmbH & Co KG. 

Änderungen der uns vorliegenden Planung bedürfen einer erneuten Prüfung. 

Wir bitten Sie, uns am weiteren Verfahren zu beteiligen. 

Stellungnahme ohne Anregung 

 

  

8. Deutsche Bahn AG – DB Immobilien (07.01.2024) 
8.1 Auf Basis der uns vorliegenden Unterlagen übersendet die Deutsche Bahn AG, 

DB Immobilien, als von der DB InfraGO AG (ehemals DB Netz AG / DB Station 
& Service AG) und der DB Energie GmbH bevollmächtigtes Unternehmen, hier-
mit folgende Gesamtstellungnahme als Träger öffentlicher Belange zum o. g. 
Verfahren: 

Beschlussvorschlag zu 8.1:   
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 

Bei der o.g. Bauleitplanung sind die nachfolgenden Bedingungen / Auflagen 
und Hinweise aus Sicht der DB AG und ihrer Konzernunternehmen zu beachten 
und einzuhalten: 

Einsatz von Baukränen und Bauwerkzeugen 

Bei Bauausführungen unter Einsatz von Bau- / Hubgeräten (z.B. (Mobil-) Kran, 
Bagger etc.) ist das Überschwenken der Bahnfläche bzw. der Bahnbetriebsan-
lagen mit angehängten Lasten oder herunterhängenden Haken verboten. Die 
Einhaltung dieser Auflagen ist durch den Einbau einer Überschwenkbegren-
zung (mit TÜV-Abnahme) sicher zu stellen. Die Kosten sind vom Antragsteller 
bzw. dessen Rechtsnachfolger zu tragen. 

Bei dem Einsatz von Baukränen in der Nähe von Bahnflächen oder Bahnbe-
triebsanlagen ist mit der DB InfraGO AG eine schriftliche Kranvereinbarung ab-
zuschließen, die mindestens 4 - 8 Wochen vor Kranaufstellung bei der DB In-
fraGO AG zu beantragen ist. Auf eine ggf. erforderliche Bahnerdung wird hin-
gewiesen. 

Der Antrag zur Kranaufstellung ist mit Beigabe der Konzernstellungnahme der 
DB zum Vorhaben bei der DB InfraGO AG einzureichen. Generell ist auch ein 
maßstäblicher Lageplan (M 1:1000) mit dem vorgesehenen Schwenkradius 
vorzulegen. 

DB InfraGO AG 

Teamleiter Oberleitung Hanau/ Aschaffenburg 

Tel.: […] 

E-Mail: […] 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Vorgaben zum Einsatz von Baukränen und Bauwerkzeugen sind nicht 
Regelungsgegenstand des Bebauungsplans, sondern der konkreten 
Bauplanung und -ausführung. 

8.2 Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen 

Bei Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen (z.B. Baustellenbe-
leuchtung, Parkplatzbeleuchtung, Leuchtwerbung aller Art etc.) in der Nähe der 
Gleise oder von Bahnübergängen etc. hat der Bauherr sicherzustellen, dass 
Blendungen der Triebfahrzeugführer ausgeschlossen sind und Verfälschun-
gen, Überdeckungen und Vortäuschungen von Signalbildern nicht vorkommen. 

Beschlussvorschlag zu 8.2: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen ist nicht Re-
gelungsgegenstand des Bebauungsplans, sondern der konkreten Bau-
planung und -ausführung. 

  

8.3 Zuwegung zu den Bahnanlagen 

Der Zugang zu den Bahnanlagen muss zu jeder Zeit für Mitarbeiter des DB 
Konzerns und beauftragte Dritte zum Zwecke der Instandhaltung mit 

Beschlussvorschlag zu 8.3: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 
Dienstfahrzeugen sowie für Rettungspersonal mit Rettungsfahrzeugen gewähr-
leistet sein. 

Begründung: 

Das Plangebiet liegt etwa 150 Meter westlich der Bahnanlagen und 
setzt keine Straßenverkehrsfläche fest, die eine direkte Verbindung zu 
den Bahnanlagen vorsieht. Die Erreichbarkeit der Bahnanlagen erfolgt 
über bestehende, außerhalb des Plangebietes liegende, öffentliche 
Straßenverkehrsflächen. 

8.4 Immissionen 

Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen 
Emissionen (insbesondere Luft- und Körperschall, Abgase, Funkenflug, Ab-
riebe z.B. durch Bremsstäube, elektrische Beeinflussungen durch magnetische 
Felder etc.), die zu Immissionen an benachbarter Bebauung führen können. Bei 
Wohnbauplanungen in der Nähe von lärmintensiven Verkehrswegen wird auf 
die Verpflichtung des kommunalen Planungsträgers hingewiesen, aktive (z.B. 
Errichtung Schallschutzwände) und passive (z.B. Riegelbebauung) Lärm-
schutzmaßnahmen zu prüfen und festzusetzen. In unmittelbarer Nähe unserer 
elektrifizierten Bahnstrecke oder Bahnstromleitungen ist mit der Beeinflussung 
von Monitoren, medizinischen Untersuchungsgeräten und anderen auf magne-
tische Felder empfindlichen Geräten zu rechnen. Es obliegt dem Bauherrn, für 
entsprechende Schutzvorkehrungen zu sorgen. Gegen die aus dem Eisen-
bahnbetrieb ausgehenden Emissionen sind erforderlichenfalls von der Ge-
meinde oder den einzelnen Bauherren auf eigene Kosten geeignete Schutz-
maßnahmen vorzusehen bzw. vorzunehmen. 

Beschlussvorschlag zu 8.4: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Zum Schutz der festgesetzten Flächen für den Gemeinbedarf vor den 
verkehrsbedingten Lärmimmissionen wurden im Bebauungsplan ent-
sprechende passive Schallschutzmaßnahmen festgesetzt. Grundlage 
für die Festsetzungen stellt eine schalltechnische Stellungnahme der 
GSA Ziegelmeyer GmbH, Hohenstein, dar. 

Im Textteil des Bebauungsplans ist zudem bereits der folgende Hin-
weis enthalten: 

„6 Beeinflussung durch elektrifizierten Bahnbetrieb 

Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen 
entstehen Emissionen (insbesondere Luft- und Körperschall, Ab-
gase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch Bremsstäube, elektrische Be-
einflussungen durch magnetische Felder etc.), die zu Immissionen 
an benachbarter Bebauung führen können. In unmittelbarer Nähe 
der elektrifizierten Bahnstrecke oder Bahnstromleitungen ist mit der 
Beeinflussung von Monitoren, medizinischen Untersuchungsgerä-
ten und anderen auf magnetische Felder empfindlichen Geräten zu 
rechnen. Es obliegt dem Bauherrn, für entsprechende Schutzvor-
kehrungen zu sorgen. Gegen die aus dem Eisenbahnbetrieb aus-
gehenden Emissionen sind erforderlichenfalls von der Gemeinde 
oder den einzelnen Bauherrn auf eigene Kosten geeignete Schutz-
maßnahmen vorzusehen bzw. vorzunehmen.“ 

  

8.5 Keine Beschädigung und Verunreinigung der Bahnanlagen 

Es wird hiermit auf § 64 EBO hingewiesen, wonach es verboten ist, Bahnanla-
gen, Betriebseinrichtungen oder Fahrzeuge zu beschädigen oder zu verunrei-
nigen, Schranken oder sonstige Sicherungseinrichtungen unerlaubt zu öffnen, 

Beschlussvorschlag zu 8.5: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 
Fahrthindernisse zu bereiten oder andere betriebsstörende oder betriebsge-
fährdende Handlungen vorzunehmen. 

Begründung: 

Die Beschädigung und Verunreinigung der Bahnanlagen ist nicht Re-
gelungsgegenstand des Bebauungsplans. Das Plangebiet befindet 
sich in einer Entfernung von etwa 150 Meter westlich der Bahnanlagen 
und grenzt somit nicht unmittelbar an die Bahnanlagen an.  

8.6 Haftungspflicht des Planungsträgers / Bauherrn 

Für Schäden, die der Deutschen Bahn AG aus der Baumaßnahme entstehen, 
haftet der Planungsträger / Bauherr. Das gilt auch, wenn sich erst in Zukunft 
negative Einwirkungen auf die Bahnstrecke ergeben. Entsprechende Ände-
rungsmaßnahmen sind dann auf Kosten des Vorhabenträgers bzw. dessen 
Rechtsnachfolger zu veranlassen. 

Beschlussvorschlag zu 8.6: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die Haftungspflicht des Planungsträgers / Bauherrn ist nicht Rege-
lungsgegenstand des Bebauungsplans.  

  

11. Deutsche Telekom Technik GmbH (29.11.2024) 
11.1 Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzei-

gentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deut-
sche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und 
Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter 
entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen 
abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 

Ihr Schreiben vom 28.11.2024 haben wir erhalten und sie erhalten hiermit un-
sere fristgerechte Stellungnahme 

Zu 11.1: kein Abwägungserfordernis   

11.2 Vom eingereichten Bebauungsplan sind wir betroffen. Im Plangebiet befinden 
sich Telekommunikationsanlagen der Telekom. (s. Anlage Lageplan) 

Die im Planbereich liegenden Telekommunikationslinien der Telekom werden 
von der Baumaßnahme berührt und müssen bei Bedarf gesichert, verändert 
oder verlegt werden. 

Beschlussvorschlag zu 11.2: 

Der Anregung wird gefolgt.  

Begründung: 

Die im Geltungsbereich des Bebauungsplans vorhandenen Telekom-
munikationslinien der Telekom, die sich außerhalb öffentlicher Ver-
kehrsflächen sowie öffentlicher Verkehrsflächen besonderer Zweckbe-
stimmung befinden, werden bei Bedarf verlegt. 

  

11.3 Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhan-
denen Telekommunikationslinien vermieden werden und aus betrieblichen 
Gründen (z. B. im Falle von Störungen) der ungehinderte Zugang zu den Tele-
kommunikationslinien jederzeit möglich ist. 

Es ist deshalb erforderlich, dass sich die Bauausführenden vor Beginn der Ar-
beiten über die Lage, der zum Zeitpunkt der Bauausführung vorhandenen 

Beschlussvorschlag zu 11.3: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Der vorgebrachte Hinweis ist nicht Regelungsgegenstand des Bebau-
ungsplans, sondern der konkreten Bauplanung und -ausführung. 
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 
Telekommunikationslinien der Telekom informieren. Die Kabelschutzanwei-
sung der Telekom ist zu beachten. 

 Anlage 
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 

13. Eisenbahn-Bundesamt (05.12.2024) 
13.1 Ihr Schreiben ist am 28.11.2024 beim Eisenbahn-Bundesamt eingegangen und 

wird hier unter dem o. a. Geschäftszeichen bearbeitet. Ich danke Ihnen für 
meine Beteiligung als Träger öffentlicher Belange. 

Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige Planfeststellungsbehörde für die 
Betriebsanlagen und die Bahnstromfernleitungen (Eisenbahninfrastruktur) der 
Eisenbahnen des Bundes. Es prüft als Träger öffentlicher Belange, ob die zur 
Stellungnahme vorgelegten Planungen bzw. Vorhaben die Aufgaben nach § 3 
des Gesetzes über die Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes berühren. 

Die Belange des Eisenbahn-Bundesamtes werden von der 15. Änderung des 
Bebauungsplanes „Krebsschere“ der Stadt Bad Vilbel berührt.  

Das Plangebiet befindet sich in der Nähe der Eisenbahnstrecke 3900 Kassel 
Hbf – Frankfurt (Main) Hbf (ca. in Höhe von Bahn-km 183,300 bis ca. Bahn-km 
183,400) sowie der Eisenbahnstrecke 3745 Bad Vilbel, W 42 – Lauterbach 
(Hess) Nord (ca. in Höhe von Bahn-km 0,240 bis ca. Bahn-km 0,330). 

Zu 13.1: kein Abwägungserfordernis   

13.2 Im Falle einer Errichtung bzw. dem Betrieb von Photovoltaik- bzw. Solaranla-
gen sind mögliche Blendwirkungen beim Triebfahrzeugpersonal sowie die Ver-
fälschung von Signalbildern gänzlich auszuschließen. 

Beschlussvorschlag zu 13.2: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Aufgrund der Entfernung des Plangebietes von ca. 150 m zu Bahnbe-
triebsanlagen, hat die Aufstellung des Bebauungsplans keine Auswir-
kungen auf den Bahnbetrieb. 

  

13.3 Im Falle einer Aufstellung eines Kranes für o. g. Bauvorhaben ist eine Abstim-
mung mit der Deutschen Bahn AG erforderlich. 

Beschlussvorschlag zu 13.3: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Vorgaben zum Aufstellen eines Baukrans sind nicht Regelungsgegen-
stand des Bebauungsplans, sondern der konkreten Bauplanung und    
-ausführung. 

  

13.4 Bei Realisierung Ihrer Planung ist sicherzustellen, dass weder die Substanz der 
unmittelbar angrenzenden Eisenbahnbetriebsanlagen noch der darauf stattfin-
dende Eisenbahnverkehr gefährdet wird. 

Beschlussvorschlag zu 13.4: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 

Begründung: 

Die Beschädigung der Bahnbetriebsanlagen im Rahmen von Baumaß-
nahmen sowie die Gefährdung des Eisenbahnverkehrs durch Bau-
maßnahmen sind nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 
Das Plangebiet befindet sich in einer Entfernung von etwa 150 Meter 
westlich der Bahnanlagen und grenzt somit nicht unmittelbar an die 
Bahnanlagen an. 

13.5 Sofern dies nicht ohnehin veranlasst worden sein sollte, wird die Beteiligung 
der Infrastrukturbetreiberin DB InfraGo AG als Trägerin öffentlicher Belange 
über die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Region Mitte, Karlstraße 6, 60329 
Frankfurt am Main, E-Mail-Adresse: baurecht-mitte@deutschebahn.com emp-
fohlen. Denn das Eisenbahn-Bundesamt prüft nicht die Vereinbarkeit der mir 
vorgelegten Planungen aus Sicht der Betreiber der Eisenbahnbetriebsanlagen. 

Beschlussvorschlag zu 13.5: 

Der Anregung wird gefolgt.  

Begründung: 

Die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, wurde im Rahmen der Betei-
ligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB ebenfalls angeschrieben. 

  

15. Gemeindevorstand Niederdorfelden (12.12.2024) 
15.1 Der Gemeindevorstand der Gemeinde Niederdorfelden hat in seiner Sitzung 

am 10.12.2024 beschlossen, im Behördenbeteiligungsverfahren der Stadt Bad 
Vilbel für die 15. Änderung des Bebauungsplans „Krebsschere“, keine Ein-
wände vorzubringen. 

Stellungnahme ohne Anregung   

18. Hessen Mobil (15.01.2025) 
18.1 Vonseiten dem Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement bestehen 

straßenrechtlich, die Landesstraße 3008 betreffend, keine planrelevanten Ein-
wende zum Bebauungsplan. 

Zu 18.1: kein Abwägungserfordernis   

18.2 Gegen die Straßenbaulastträger der übergeordneten Straßen bestehen keine 
Ansprüche gegen Verkehrsemissionen, auch zu keinem späteren Zeitpunkt. 

Beschlussvorschlag zu 18.2: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Zum Schutz der festgesetzten Flächen für den Gemeinbedarf vor den 
verkehrsbedingten Lärmimmissionen wurden im Bebauungsplan ent-
sprechende passive Schallschutzmaßnahmen festgesetzt. Grundlage 
für die Festsetzungen stellt eine schalltechnische Stellungnahme der 
GSA Ziegelmeyer GmbH, Hohenstein, dar. 

Im Textteil des Bebauungsplans ist zudem bereits der folgende Hin-
weis enthalten: 
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 

„8 Einwirkungen durch den Straßenverkehr 

Die Gebietsausweisung erfolgt in Kenntnis der von den bestehen-
den klassifizierten Straßen Landesstraße 3008 und Bundesstraße 
3 ausgehenden Emissionen. Die Stadt Bad Vilbel hat Sorge dafür 
zu tragen, dass Vorkehrungen zum Schutz vor Umwelteinflüssen 
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB in Verbindung mit § 50 BImSchG 
bzw. zur Minderung solcher Einwirkungen getroffen werden. 

Das Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement übernimmt 
keinerlei Forderungen hinsichtlich Lärm-, Abgas- und Erschütte-
rungsschutz, auch zu keinem späteren Zeitpunkt.“ 

20. Industrie- und Handelskammer Gießen-Friedberg (13.01.2024) 
20.1 Vielen Dank für das Zusenden der Planungsunterlagen in oben genannter An-

gelegenheit. Hinsichtlich der durch uns zu vertretenden Belange der Wirtschaft 
haben wir keine Bedenken oder Anmerkungen. 

Stellungnahme ohne Anregung   

21. Kreisausschuss des Wetterauskreises Fachdienst Kreisentwicklung (15.01.2025) 
21.1 FSt 1.3.1 Straßenverkehrs- und Zulassungsangelegenheiten 

Ansprechpartnerin: […] 

1. Einwendungen und Bedenken 

Gegen die eingereichten Planungsunterlagen bestehen aus straßenverkehrs-
rechtlicher Sicht für meinen Zuständigkeitsbereich grundsätzlich keine Beden-
ken. Die Verkehrssituation an den genannten Knotenpunkten sollte weiterhin 
unter Beobachtung bleiben und regelmäßig überprüft werden. Auch ist die wei-
tere Entwicklung der Verkehrssituation hinsichtlich der Anbindung an die B 3 im 
Auge zu behalten. 

Beschlussvorschlag zu 21.1: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Im Zuge der Realisierung der Bauvorhaben im Planbereich des Bebau-
ungsplans „Krebsschere“ sowie des Quellenparks insgesamt, wird die 
Verkehrssituation an den Knotenpunkten im Zuge der Landesstraße 
L3008 zwischen „Am Stock“ und „Friedberger Straße“ weiterhin beo-
bachtet. 

  

21.2 Bezüglich des Überschreitens von Verkehrslärmwerten wird unsererseits da-
raufhin gewiesen das entsprechende Maßnahmen gegen Lärm im Vorhinein zu 
treffen sind. 

2. Anregungen 

Siehe oben. 

Beschlussvorschlag zu 21.2: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Im Rahmen der 10. Änderung des Bebauungsplans „Krebsschere“ 
wurde durch die GSA Ziegelmeyer GmbH, Hohenstein, eine schall-
technische Untersuchung u.a. zur Ermittlung der Geräuschbelastun-
gen des Plangebietes durch Straßen- und Schienenverkehr erarbeitet. 
Auf der Grundlage dieser schalltechnischen Untersuchung ist die 
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 
Festsetzung entsprechender passiver Schallschutzmaßnahmen er-
folgt. Die im Rahmen der 10. Änderung des Bebauungsplans „Krebs-
schere“ aktualisierte Schalltechnische Stellungnahme zu der Ge-
räuschbelastung des Plangebietes durch Straßen- und Schienenver-
kehr sowie zu der Geräuschbelastung durch gewerbliche Geräu-
schimmissionen ist für die 15. Änderung des Bebauungsplans „Krebs-
schere“ weiterhin gültig. Zudem sind alle geplanten baulichen Anlagen 
innerhalb des Plangebietes bereits realisiert oder befinden sich in der 
Realisierung. 

21.3 FSt 2.3.6 Brandschutz 

Ansprechpartner: […] 

Gegen das Vorhaben bestehen keine Einwendungen. 

Zu 21.3: kein Abwägungserfordernis   

21.4 FSt 2.4.3 Infektionsschutz und Hygiene: 

Ansprechpartner: […] 

Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Rege-
lungen Hinsichtlich der fachlich von uns zu vertretenden Belange werden zum 
geplanten Vorhaben keine Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit vorge-
bracht. 

Rechtsgrundlage: 

Entfällt. 

Fachliche Stellungnahme (abwägungsfähige Sachverhalte) 

Hinsichtlich der fachlich von uns zu vertretenden Belange ist zum geplanten 
Vorhaben keine Stellungnahme erforderlich. 

Zu 21.4: kein Abwägungserfordernis   

21.5 FB 4 Archäologische Denkmalpflege 

Ansprechpartner: […] 

Gegen den vorgesehenen Bebauungsplan werden seitens der Archäologi-
schen Denkmalpflege Wetterau keine grundsätzlichen Bedenken oder Ände-
rungswünsche vorgebracht. 

Die Hinweise zur Sicherung von Bodendenkmälern auf § 21 HDSchG sind kor-
rekt. 

Hinweis 

Zu 21.5: kein Abwägungserfordernis   
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 

Die vorliegende Stellungnahme verhält sich ausschließlich zu den öffentlichen 
Belangen der Archäologischen Denkmalpflege. Eine gesonderte Stellung-
nahme zu den Belangen des Baudenkmalschutzes und der Baudenkmalpflege 
behält sich die Untere Denkmalschutzbehörde bzw. die Denkmalfachbehörde 
vor. 

21.6 FSt 4.1.2 Naturschutz und Landschaftspflege 

Ansprechpartnerin: […] 

Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Rege-
lungen  

Im Rahmen der 15. Änderung des Bebauungsplans "Krebsschere" ergeben 
sich aus naturschutzfachlicher Sicht keine Einwendungen mit rechtlicher Ver-
bindlichkeit. 

Rechtsgrundlage: 

Keine 

Fachliche Stellungnahme (abwägungsfähige Sachverhalte) 

Keine 

Zu 21.6: kein Abwägungserfordernis   

21.7 FSt 4.1.3 Wasser und Bodenschutz 

Ansprechpartner: […] 

Fachliche Stellungnahme (abwägungsfähige Sachverhalte)  

Gegen die beantragte 15. Änderung bestehen aus Sicht der von uns fachlich 
zu vertretenden wasserwirtschaftlichen Belange keine grundsätzlichen Beden-
ken. Im weiteren Planungsprozess halten wir die Berücksichtigung folgender 
Vorgaben für erforderlich: 

Allgemeines 

Die Arbeitshilfe zur Berücksichtigung von wasserwirtschaftlichen Belangen in 
der Bauleitplanung wurde im Jahr 2023 novelliert und kann unter folgendem 
Link in der aktuellen Fassung heruntergeladen werden: 

https://wetteraukreis.de/fileadmin/user_upload/media/imperia/md/content/ser-
vice/natur_landschaft/Arbeitshilfe-Wawi_Belange_Bauleitplanung.pdf. 

 

 

Beschlussvorschlag zu 21.7: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Novellierung der Arbeitshilfe zur Berücksichtigung von wasserwirt-
schaftlichen Belangen in der Bauleitplanung im Jahr 2023 ist bekannt.  

  

https://wetteraukreis.de/fileadmin/user_upload/media/imperia/md/content/service/natur_landschaft/Arbeitshilfe-Wawi_Belange_Bauleitplanung.pdf
https://wetteraukreis.de/fileadmin/user_upload/media/imperia/md/content/service/natur_landschaft/Arbeitshilfe-Wawi_Belange_Bauleitplanung.pdf
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 

21.8 Lage im Heilquellenschutzgebiet 

Wir weisen darauf hin, dass in der "Begründung" unter Punkt E 8.2 noch darauf 
hingewiesen wird, dass das Plangebiet in der Schutzzone I des Oberhessi-
schen Heilquellenschutzbezirks liegt. Die entsprechende Verordnung wurde im 
Jahr 2023 durch das Regierungspräsidium Darmstadt aufgehoben. 

Beschlussvorschlag zu 21.8: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Die Begründung zum Bebauungsplan wird entsprechend angepasst.    

 X 

21.9 Entwässerung, Niederschlagswasser 

Die Bemessung der im Plangebiet vorgesehenen Rückhalteanlagen ist mit der 
zuständigen Wasserbehörde (Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung Um-
welt Frankfurt) abzustimmen. Bei unserer Durchsicht der Unterlagen ist uns 
aufgefallen, dass bei der Bemessung ein Wert von 10 l/s*ha angesetzt wurde. 
Dieser Wert ist zu prüfen, da die Ansätze aktuell von maximalen Drosselabflüs-
sen von 3 l/s*ha ausgehen. 

Änderungsvorschlag zu 21.9: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Da es sich bei dem Baugebiet der 15. Änderung des Bebauungsplans 
„Krebsschere“ um ein bereits in der Planung bzw. Ausführung befindli-
ches Vorhaben handelt und zudem in ein bestehendes Kanalnetz ein-
geleitet wird, welches für die bisher geltende Vorgabe der Einleitbe-
schränkung von 10 l/s*ha ausgelegt ist, sind keine Änderungen oder 
Anpassungen der Drosselmenge erforderlich. 

  

21.10 FSt 4.2.2 Agrarfachaufgaben 

Ansprechpartner: […] 

Fachliche Stellungnahme (abwägungsfähige Sachverhalte) 

Aus landwirtschaftlicher Sicht haben wir keine Bedenken zu der o.g. Änderung 
des Bebauungsplans. 

Zu 21.10: kein Abwägungserfordernis   

21.11 FD 4.5 Bauordnung 

Ansprechpartnerin: […] 

Keine Einwendungen. 

Zu 21.11: kein Abwägungserfordernis   

21.12 FSt 4.5.0 Denkmalschutz 

Ansprechpartnerin: […] 

Keine Einwendungen. 

Zu 21.12: kein Abwägungserfordernis   

24. Landessportbund Hessen e.V. (03.12.2024) 
24.1 Wir danken Ihnen sehr herzlich, dass Sie uns die Möglichkeit eingeräumt ha-

ben, in v. g. Angelegenheit Stellung zu nehmen. 
Stellungnahme ohne Anregung   
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 

Nach Prüfung der Angelegenheit durch unseren Geschäftsbereichsleiter Jens 
Prüller teile ich Ihnen hiermit mit, dass Belange des Sports durch das v. g. Ver-
fahren nicht beeinträchtigt werden. 

Vielmehr begrüßen wir den Bau des Sportzentrums. 

32. Magistrat der Stadt Bad Vilbel FD Liegenschaftsverwaltung (09.12.2024) 

32.1 Wir beziehen uns auf Ihre E-Mail vom 28.11.2024 in der o. g. Angelegenheit.  

Hinsichtlich des Bebauungsplanentwurfes 15. Änderung „Krebsschere“ beste-
hen seitens des Fachdienstes Liegenschaftsverwaltung keine Bedenken und 
Anregungen.  

Eingeforderte Dienstbarkeiten im Geltungsbereich sind mit den Unterlagen (An-
tragstext und Lageplan) jeweils schriftlich zu beantragen beim FD Liegen-
schaftsverwaltung. 

Beschlussvorschlag zu 32.1: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die Eintragung von Dienstbarkeiten ist nicht Regelungsgegenstand 
des Bebauungsplans, sondern betrifft die Realisierung der Planung. 

  

41. NRM Netzdienste Rhein-Main GmbH (04.12.2024) 
41.1 Auf Ihre Anfrage 

Bauleitplanung der Stadt Bad Vilbel, 15. Änderung Bebauungsplan 
„Krebsschere“ hier: Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öf-
fentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB 

vom 28.11.2024 können wir Ihnen heute mitteilen, dass gegenüber dem Be-
bauungsplan „Krebsschere“ der Stadt Bad Vilbel grundsätzlich keine Einwände 
bestehen. Alle unsere Leitungen befinden sich außerhalb Ihrer Flächennut-
zung. 

Stellungnahme ohne Anregung   

42. OVAG Netz GmbH (16.01.2025) 
42.1 Wir danken Ihnen für die Überlassung der Unterlagen. 

Die Stellungnahme erfolgt im Namen der ovag Netz GmbH, im Namen und im 
Auftrag der Stadtwerke Bad Vilbel GmbH und der Stadt Bad Vilbel. Elektrische 
Anlagen der ovag Netz GmbH, der Stadtwerke Bad Vilbel GmbH und der Stadt 
Bad Vilbel werden im Text gesamtheitlich betrachtet. 

Die Belange für die Wasserversorgungsanlagen der OVAG sind in dieser Stel-
lungnahme nicht mitberücksichtigt worden. Eine separate Auskunft können Sie 
über unsere Fachabteilung in Inheiden – Tel. 06402 511-0 – einholen. 

Zu 42.1: kein Abwägungserfordernis   
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 

42.2 Im ausgewiesenen Gebiet sind Transformatorenstationen sowie Leerrohre, 20-
kV-, 0,4-kV-Kabel und Fernmeldekabel vorhanden. Zusätzlich befinden sich in 
diesem Gebiet Anlagen für die Straßenbeleuchtung. Die ungefähre Lage der 
Anlagen haben wir in dem beigefügten Plan eingezeichnet und bitten um Dar-
stellung im Bebauungsplan. Für die korrekte Eintragung der Trassen und der 
Maststandorte besteht die Möglichkeit der örtlichen Einmessung. Zusätzlich 
können Sie die entsprechenden Bestandspläne bei der Stadtwerke Bad Vilbel 
(oder planauskunftstrom@ovag-netz.de) anfordern. 

Beschlussvorschlag zu 42.2: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die planungsrechtliche Absicherung von Leitungstrassen im Bereich 
öffentlicher Verkehrsflächen und von privaten Hausanschlüssen ist auf 
der Ebene des Bebauungsplans nicht erforderlich.  

Die im Norden des Plangebietes bestehende Transformatorenstation 
ist bereits als Fläche für Versorgungsanlagen mit der Zweckbestim-
mung „Elektrizität“ planzeichnerisch und textlich festgesetzt. Die im Be-
reich der im Bau befindlichen Grundschule bestehende Kompakttrans-
formatorenstation befindet sich auf einer privaten Baufläche und wird 
daher im Bebauungsplan nicht planzeichnerisch dargestellt Die Zuläs-
sigkeit ist jedoch über eine textliche Festsetzung sichergestellt.  

  

42.3 Bei der Stellungnahme gehen wir davon aus, dass die Kabel auch weiterhin im 
öffentlichen Bereich liegen. Ansonsten ist für die Kabel ein Schutz- und Arbeits-
streifen von 2,50 m Breite, der nicht überbaut werden darf, auszuweisen. Hier 
muss sichergestellt sein, dass die OVAG und die Stadtwerke Bad Vilbel oder 
deren Beauftragte die Grundstücke zur Unterhaltung, Instandsetzung und Er-
neuerung jederzeit betreten und hierfür die notwendigen Arbeiten ausführen 
können. Zusätzlich ist zur Sicherung der Kabelleitungen eine – beschränkt per-
sönliche Dienstbarkeit – erforderlich. 

Beschlussvorschlag zu 42.3: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Siehe Beschlussvorschlag zu 42.2. 

Die Eintragung von Dienstbarkeiten ist nicht Regelungsgegenstand 
des Bebauungsplans, sondern betrifft die Realisierung der Planung. 

  

42.4 Außerdem möchten wir noch darauf hinweisen, dass in den Bereichen, in de-
nen Bepflanzungen vorgesehen sind, die vorhandenen bzw. geplanten Kabel – 
auch die am Rande des Planungsbereiches liegenden – durch geeignete Maß-
nahmen zu schützen sind. Insbesondere sind die vorhandenen Straßenbe-
leuchtungseinrichtungen zu berücksichtigen. Im Einzelfall bitten wir um Rück-
sprache mit der Stadtwerke Bad Vilbel (anschluss@sw-bv.de) und dem Netz-
bezirk Friedberg, Dorheimer Straße, 61231 Bad Nauheim Tel. (0 60 31) 82 16 
57. 

Beschlussvorschlag zu 42.4: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Textteil des Bebauungsplans ist bereits der folgende Hinweis ent-
halten: 

„10 Schutz bestehender und geplanter Leitungen 

Bei Bepflanzungsmaßnahmen im Bereich bestehender und geplan-
ter Leitungen sind entsprechende Maßnahmen gemäß den techni-
schen Anforderungen des jeweiligen Versorgungsträgers zum 
Schutz der Leitungen zu treffen.“ 

  

42.5 Wir bitten die Stadt Bad Vilbel bei evtl. notwendig werdenden Erdarbeiten (Ka-
nal, Wasserleitung, Straßenbau, Lärmschutzeinrichtung, etc.) im Bereich der 

Beschlussvorschlag zu 42.5: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 
Kabel, die ausführende Firma darauf aufmerksam zu machen, dass diese sich 
– um Störungen zu vermeiden – vor Arbeitsbeginn mit den Stadtwerken Bad 
Vilbel und dem o.g. Stützpunkt in Verbindung setzt. 

Begründung: 

Die vorgebrachte Anregung ist nicht Regelungsgegenstand des Be-
bauungsplans, sondern betrifft die Realisierung der Planung. 

42.6 Bei der Stellungnahme gehen wir davon aus, dass keine Änderungen an den 
Bestandsanlagen notwendig werden. Sollte dies aus Sicht der Stadt dennoch 
der Fall sein, bitten wir diese, sich mit den Stadtwerken Bad Vilbel und uns in 
Verbindung zu setzen. Ein Angebot für die Änderung wird der Stadt Bad Vilbel 
vorgelegt. Die Kostenregelung erfolgt gemäß Wegenutzungsvertrag. 

Beschlussvorschlag zu 42.6: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die vorgebrachte Anregung ist nicht Regelungsgegenstand des Be-
bauungsplans, sondern betrifft die Realisierung der Planung. 

  

42.7 Die Versorgung, des im Planungsbereich ausgewiesenen Gebietes mit elektri-
scher Energie kann durch entsprechende Netzerweiterung erfolgen. 

Sollte für die Versorgung des geplanten Baugebietes mit elektrischer Energie 
eine (oder mehrerer kundeneigene) Transformatorenstation (je nach elektri-
schem Leistungsbedarf) erforderlich werden, benötigen wir eine Fläche von 8,5 
m Breite * 6,1 m Tiefe mit einem Kanalanschluss an einer Grundstücksseite. 
(Wir weisen darauf hin, dass kundeneigene Stationen als freistehende Netzsta-
tionen oder innerhalb von Gebäude ebenerdig und von außen zugänglich zu 
errichten sind.) Neben der zeichnerischen Darstellung im Bebauungsplan bitten 
wir textlich aufzunehmen, dass innerhalb der Fläche für Versorgungsanlagen 
mit der Zweckbestimmung Elektrizität (Transformatorstation), bauliche Anlagen 
die einzuhaltenden Grenzabstände nach Landesbauordnung unterschreiten 
dürfen. Die Station ist gem. Anlage zu § 63 HBO baugenehmigungsfrei. Für 
Rückfragen, den Standort betreffend, setzen Sie sich bitte frühzeitig mit unserer 
Fachabteilung in Friedberg – Tel. 06031/82-1231 – in Verbindung. 

Beschlussvorschlag zu 42.7: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die für die Versorgung des fast vollständig bebauten Plangebietes mit 
elektrischer Energie erforderlichen Transformatorenstationen sind be-
reits realisiert. Siehe hierzu auch Beschlussvorschlag zu 42.2.  

Gemäß § 6 Abs. 10 Nr. 4 der Hessischen Bauordnung (HBO) sind un-
tergeordnete Gebäude zur örtlichen Versorgung mit Energie ohne Ab-
standsfläche jeweils unmittelbar an oder mit einem Mindestabstand 
von 1 m zu den Nachbargrenzen zulässig. Eine textliche Festsetzung, 
dass die geplanten Transformatorenstationen die einzuhaltenden 
Grenzabstände nach HBO unterschreiten dürfen, ist somit nicht erfor-
derlich. 

  

42.8 Eine Aussage, wie der Anschluss von möglichen Gewerbebetrieben an das 
Netz ausgeführt wird, ist erst möglich, wenn feststeht, welche Leistung an den 
noch festzulegenden Anschlusspunkten benötigt wird. Zur Abstimmung wie ein 
Anschluss ausgeführt werden kann, setzen Sie sich bitte frühzeitig mit der 
Stadtwerke Bad Vilbel und der Fachabteilung in Friedberg – Tel. 06031/82-
1099 (1055 bei Einspeisung) - anschluss@ovag-netz.de – in Verbindung. 

Beschlussvorschlag zu 42.8: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die für die Versorgung des fast vollständig bebauten Plangebietes mit 
elektrischer Energie erforderlichen Transformatorenstationen sind be-
reits realisiert. 

  

42.9 Sollen im Zuge der Baumaßnahme Lichtpunkte versetzt, Stahlrohrmaste der 
Lichtpunkte erneuert oder zusätzliche Lichtpunkte errichtet werden, wenden 
Sie sich bitte frühzeitig an die Stadt Bad Vilbel und die Fachabteilung in Fried-
berg – strassenbeleuchtung@ovag.de. In diesem Zusammenhang empfehlen 
wir generell, auch im Zuge von Straßenbaumaßnahmen, das Auswechseln von 

Beschlussvorschlag zu 42.9: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

  

mailto:strassenbeleuchtung@ovag.de
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 
Stahlrohrmasten ab einem gewissen Alter und Zustand. Die Kosten für eine 
Auswechslung der Maste, sind zum jetzigen Zeitpunkt, bedingt durch Synergie-
effekte bei den Tiefbauarbeiten, wesentlich geringer als bei einer Auswechs-
lung am Lebensdauerende in ca. 5-10 Jahren. 

Wir bitten darum, diese Informationen auch an die jeweilige Kommune, im be-
troffenen Ausbaubereich, weiterzugeben. 

Begründung: 

Die vorgebrachte Anregung ist nicht Regelungsgegenstand des Be-
bauungsplans, sondern betrifft die Realisierung der Planung. 

42.10 Sollte ein externer Ausgleich erforderlich werden, benötigen wir für eine ab-
schließende Stellungnahme die genaue Lage der Ausgleichsfläche sowie An-
gaben über Art der Ersatzmaßnahmen. 

Änderungsvorschlag zu 42.10: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen  

Begründung: 

Durch die 15. Änderung des Bebauungsplans „Krebsschere“ erfolgt 
kein zusätzlicher Eingriff in Form einer neuen Flächeninanspruch-
nahme, höherer baulicher Ausnutzung oder Beanspruchung von z.B. 
Grünflächen. Ein externer Ausgleich ist demnach nicht erforderlich.  

  

42.11 Wir bitten zum gegebenen Zeitpunkt um Information über das mit der Planung 
und Projektierung der Erschließung beauftragte Ingenieurbüro, damit unserer-
seits eine termingerechte Umsetzung notwendiger Erweiterungen oder Verän-
derungen des elektrischen Netzes gewährleistet werden kann. 

Wenn unsere Belange berücksichtigt werden, haben wir keine Einwände gegen 
diesen Bebauungsplan. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag zu 42.11: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die vorgebrachte Anregung ist nicht Regelungsgegenstand des Be-
bauungsplans, sondern betrifft die Realisierung der Planung. 
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 

 Anlage 
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 

43. PLEdoc mbH (12.12.2024) 
43.1 Wir beziehen uns auf Ihre o.g. Maßnahme und teilen Ihnen hierzu mit, dass von 

uns verwaltete Versorgungsanlagen der nachstehend aufgeführten Eigentümer 
bzw. Betreiber von der geplanten Maßnahme nicht betroffen werden: 

• OGE (Open Grid Europe GmbH), Essen 

• Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen 

• Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), Netzgebiet Nordbayern, 
Schwaig bei Nürnberg 

• Mittel-Europäische Gasleitungsgesellschaft mbH (MEGAL), Essen 

• Mittelrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH (METG), 
Essen 

• Nordrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH & Co. KG 
(NETG), Dortmund 

• Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH (TENP), Essen 

Maßgeblich für unsere Auskunft ist der im Übersichtsplan markierte Be-
reich. Dort dargestellte Leitungsverläufe dienen nur zur groben Übersicht. 

Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweiterung des Projektbereichs bedarf im-
mer einer erneuten Abstimmung mit uns. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Stellungnahme ohne Anregung   
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 

 Anlage 

 

   



 

 

Stadt Bad Vilbel – 15. Änderung Bebauungsplan „Krebsschere“, Beschlussvorschläge zur Beteiligung gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB 21 

  

Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 

44. Polizeipräsidium Mittelhessen (14.01.2025) 
44.1 Wir verweisen auf die Stellungnahme der Polizei zur 13. Änderung (vom 

08.08.2023 unter ERS/0748962/2023). 

An dieser Stellungnahme hat sich auch durch die 15. Änderung des Bebau-
ungsplanes aus verkehrspolizeilicher Sicht keine Veränderungen ergeben, so 
dass diese analog zu sehen ist. 

Zu 44.1: kein Abwägungserfordernis   

 Stellungnahme zur 13. Änderung des Bebauungsplans „Krebsschere“ vom 08.08.2023 

44.2 Aus verkehrspolizeilicher Sicht gibt es keinerlei Einwände gegen die Bauleit-
planung der Stadt Bad Vilbel, 13. Änderung des Bebauungsplans „Krebs-
schere“ in der Gemarkung Bad Vilbel. 

Dem Bebauungsplan wird zugestimmt. 

Zu 44.2: kein Abwägungserfordernis   

44.3 Es wird aber auf die Park- /Stellplatzproblematik in der heutigen Zeit hingewie-
sen. Bei vielen Städten und Gemeinden bestehen noch alte Regelungen die 
weit überholt sind. Die Stellplatzgröße muss zwingend an die heutigen Gege-
benheiten angepasst werden. Bereits ein VW Golf 7 hat eine Breite von ca. 210 
cm/ein SUV hat dann entsprechend mehr, so dass eine Mindestgröße von 250 
cm x 500 cm als Minimalstandart anzusehen ist. Eine Stellplatzgröße ab 275 
cm und einer Länge von 600 cm würde heutigen Ansprüchen eher gerecht wer-
den. Die Verkehrsunfallzahlen, die sich im Zusammenhang mit dem Parken 
(Ein –und Aussteigen) ereignen, steigen jährlich an. 

Beschlussvorschlag zu 44.3: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die konkrete Größe von Stellplätzen ist nicht Regelungsgegenstand 
des Bebauungsplans, sondern der nachfolgenden Realisierungspla-
nung. 

  

44.4 In Bezug auf mögliches Überschreiten von Verkehrslärmwerten wird darauf hin-
gewiesen, dass hier bauliche Maßnahmen (z. B. Schallschutzwände o. ä.) vor-
zunehmen und einzuplanen sind. Eine nachträgliche Reduzierung der Ge-
schwindigkeit aufgrund erforderlichem Lärmschutz wird aus verkehrspolizeili-
cher Sicht keine Zustimmung finden. 

Beschlussvorschlag zu 44.4: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Rahmen der 10. Änderung des Bebauungsplans „Krebsschere“ 
wurde durch die GSA Ziegelmeyer GmbH, Hohenstein, eine schall-
technische Untersuchung u.a. zur Ermittlung der Geräuschbelastun-
gen des Plangebietes durch Straßen- und Schienenverkehr erarbeitet. 
Auf der Grundlage dieser schalltechnischen Untersuchung ist die Fest-
setzung entsprechender passiver Schallschutzmaßnahmen erfolgt. 
Die im Rahmen der 10. Änderung des Bebauungsplans „Krebsschere“ 
aktualisierte Schalltechnische Stellungnahme zu der Geräuschbelas-
tung des Plangebietes durch Straßen- und Schienenverkehr sowie zu 
der Geräuschbelastung durch gewerbliche Geräuschimmissionen ist 
für die 15. Änderung des Bebauungsplans „Krebsschere“ weiterhin 
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 
gültig. Zudem sind alle geplanten baulichen Anlagen innerhalb des 
Plangebietes bereits realisiert oder befinden sich in der Realisierung. 

44.5 Laut Ihrer Verkehrsuntersuchung zur verkehrlichen Erschließung und Anbin-
dung sind keine elementaren Einschränkungen zu erwarten. Mit den von Ihnen 
vorgelegten Werten, sehen wir aus verkehrspolizeilicher Sicht ebenfalls keine 
zu erwartenden Probleme zur Anbindung an das vorhandene Straßennetz und 
der dort entstehenden Vermehrung des Straßenverkehrs. 

Zu 44.5: kein Abwägungserfordernis   

45. Regierungspräsidium Darmstadt (16.01.2025) 
45.1 Nachfolgend erhalten Sie meine koordinierte Stellungnahme. Sollten Sie Fra-

gen haben, stehe ich zu deren Beantwortung gerne zur Verfügung. 

A. Beabsichtigte Planung 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes beabsichtigt die Stadt Bad Vilbel, in 
einem Teilbereich des Baugebietes „Krebsschere“ die bereits festgesetzten 
Flächen für den Gemeinbedarf durch neue Festsetzungen an den bereits reali-
sierten und in der Realisierung befindlichen Gebäudebestand anzupassen und 
eine Abstandsflächenproblematik zu regeln. 

Das Plangebiet umfasst eine Gesamtfläche von ca. 1,3 ha. 

zu 45.1: kein Abwägungserfordernis   

45.2 B. Stellungnahme 

I. Abteilung I Zentralabteilung, Inneres 

Dezernat I 18 - Kampfmittelräumdienst 

Die Auswertung der beim Kampfmittelräumdienst vorliegenden Kriegsluftbilder 
hat ergeben, dass sich das in Ihrem Lageplan näher bezeichnete Gelände in 
einem Bombenabwurfgebiet befindet. 

Vom Vorhandensein von Kampfmitteln auf solchen Flächen muss grundsätzlich 
ausgegangen werden. 

In den Bereichen, in denen durch Nachkriegsbebauungen bereits bodenein-
greifende Baumaßnahmen bis zu einer Tiefe von mind. 5 Metern durchgeführt 
wurden sind keine Kampfmittelräummaßnahmen notwendig. 

Bei allen anderen Flächen ist eine systematische Überprüfung (Sondieren auf 
Kampfmittel) vor Beginn der geplanten Abbrucharbeiten, Bauarbeiten und Bau-
grunduntersuchungen auf den Grundstücksflächen bis in einer Tiefe von 5 Me-
ter (ab GOK IIWK) erforderlich, auf denen bodeneingreifende Maßnahmen 

Beschlussvorschlag zu 45.2: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Durch die Firma KMB Kampfmittelbergung GmbH, Laatzen, erfolgte im 
Jahr 2018 die Durchführung einer EDV-gestützten Oberflächendetek-
tion mit anschließender punktueller Bergung der Verdachtsmomente 
für einen Großteil der Baugebiete „Krebsschere“ und „Im Schleid“. Im 
Jahr 2018 konnten aufgrund von Bebauung, Bewuchs, Oberflächen-
versiegelungen und Materiallagerflächen nicht alle Bereiche abschlie-
ßend untersucht werden. Daher erfolgte Ende 2021 / Anfang 2022 
durch die Firma KMB Kampfmittelbergung GmbH, Laatzen, die Durch-
führung einer EDV-gestützten Oberflächendetektion mit anschließen-
der punktueller Bergung der Verdachtsmomente der bisher nicht frei-
gegebenen Flächen innerhalb des Plangebietes der 13. Änderung des 
Bebauungsplans „Krebsschere“. 

Die Flächen wurden mit EDV-gestützten Sondensystemen detektiert. 
Während der anschließenden Überprüfung der ausgewerteten 
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gen 

Plan Text 
stattfinden. Hierbei soll grundsätzlich eine EDV-gestützte Datenaufnahme er-
folgen. 

Sofern die Fläche nicht sondierfähig sein sollte (z.B. wg. Auffüllungen, Versie-
gelungen oder sonstigen magnetischen Anomalien), sind aus Sicherheitsgrün-
den weitere Kampfmittelräummaßnahmen vor bodeneingreifenden Bauarbei-
ten erforderlich. 

Es ist dann notwendig, einen evtl. vorgesehenen Baugrubenverbau (Spund-
wand, Berliner Verbau usw.) durch Sondierungsbohrungen in der Verbauachse 
abzusichern. Sofern eine sondierfähige Messebene vorliegt, sollen die Erdaus-
hubarbeiten mit einer Flächensondierung begleitet werden. 

Zu Ihrer eigenen Sicherheit sollten Sie sich bescheinigen lassen, dass die 
Kampfmittelräumungsarbeiten nach dem neuesten Stand der Technik durchge-
führt wurden. Der Bescheinigung ist ein Lageplan beizufügen, auf dem die un-
tersuchten Flächen dokumentiert sind. Weiterhin ist das verwendete Detekti-
onsverfahren anzugeben. 

Wir bitten nach Abschluss der Kampfmittelräumarbeiten um Übersendung mit-
tels E-Mail der Freigabedokumentation und entsprechenden Lageplänen in di-
gitaler Form, gern im ESRI Shape (*.shp) bzw. im Cad Format (*.dxf, *.dwg). 
Wir bitten um Verwendung der geodätischen Bezugsysteme im ETRS 1989 mit 
UTM Zone 32N (EPSG: 25832, EPSG 4647), Gauß-Krüger-Zone 3 (EPSG: 
31467). 

Teilbereiche wurden bereits überprüft. Die untersuchten Flächen (Tiefenanga-
ben in Meter) sind im beiliegenden Lageplan grün dargestellt. 

Die Daten der überprüften Flächen mit den angegebenen Freigabetiefen wur-
den von den ausführenden gewerblichen Kampfmittelräumfirmen an den 
KMRD übermittelt und in das KMIS System ohne Vor-Ort-Kontrollen übertra-
gen. Die Kosten für die Kampfmittelräumung (Aufsuchen, Bergen, Zwischenla-
gern) sind vom Antragsteller/Antragstellerin, Interessenten/Interessentin oder 
sonstigen Berechtigten (z.B. Eigentümer/Eigentümerin, Investor/Investorin) zu 
tragen. Die genannten Arbeiten sind daher von diesen selbst bei einer Fach-
firma in Auftrag zu geben und zu bezahlen. 

Bei der Angebotseinholung oder der Beauftragung einer Fachfirma bitte ich im-
mer das v. g. Aktenzeichen anzugeben und eine Kopie dieser Stellungnahme 
beizufügen. 

Als Anlage übersende ich Ihnen die Allgemeinen Bestimmungen für die Kampf-
mittelräumung im Lande Hessen. 

Verdachtsmomente wurden vermutete Kampfmittel freigelegt, identifi-
ziert, geräumt und dokumentiert. Des Weiteren wurden sonstige Stör-
körper dokumentiert, beseitigt und zentral gesammelt. Die Firma KMB 
Kampfmittelbergung GmbH versichert, dass die kontrollierten Flä-
chen/Massen/Bereiche entsprechend dem Stand der Technik und der 
speziellen Aufgabenstellung und Beauftragung durch den Auftragge-
ber frei von Bombenblindgängern/Kampfmitteln sind.  

Bei der Auswertung der Messdaten wurden innerhalb des Plangebie-
tes der 15. Änderung des Bebauungsplans „Krebsschere“ zwei Struk-
turen, die auf archäologische Funde hinweisen könnten, ersichtlich. In 
diesen Bereichen wurden keine Erdarbeiten durch die Firma KMB 
Kampfmittelbergung GmbH durchgeführt. Die betroffenen Bereiche 
wurden im Rahmen einer archäologischen Untersuchung separat be-
trachtet. 
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Plan Text 

Da Kampfmittelräumarbeiten im Voraus schwer zu berechnen sind, halte ich 
die Abrechnung der Leistungen nach tatsächlichem Aufwand für unumgänglich. 
Dies ist in jedem Falle Voraussetzung für eine positive Rechnungsprüfung zum 
Zwecke der Kostenerstattung durch den Bund gem. Nr. 3. der Allgemeinen 
Bestimmungen für die Kampfmittelräumung. 

Eine Kopie des Auftrages bitte ich mir zur Kenntnisnahme zuzusenden. 

Den Abtransport - ggf. auch die Entschärfung - und die Vernichtung der gefun-
denen Kampfmittel wird das Land Hessen -Kampfmittelräumdienst- weiterhin 
auf eigene Kosten übernehmen. 

45.3 II. Abteilung III Regionalplanung, Bauwesen, Wirtschaft, Verkehr 

Dezernat III 31.2 – Regionale Siedlungs- und Bauleitplanung, Bauwesen 

Unter Hinweis auf § 1 Abs. 4 BauGB nehme ich zu der o. g. Bauleitplanung aus 
der Sicht der Raumordnung wie folgt Stellung: 

Die vorgesehene Fläche liegt innerhalb einer im Regionalplan Südhessen/Re-
gionalen Flächennutzungsplan 2010 (RPS/RegFNP 2010) ausgewiesenen 
„Wohnbaufläche, geplant“. Damit entsprechen die Festsetzungen zur Art der 
baulichen Nutzung innerhalb des Plangebietes nicht den Festlegungen des Re-
gionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010. Diese Abwei-
chungen sind jedoch so geringfügig, dass die Planung als an die Ziele der 
Raumordnung gemäß § 1 Abs. 4 BauGB angepasst gelten kann. 

Zu 45.3: Kein Abwägungserfordernis   

45.4 III. Abteilung IV/F Umwelt Frankfurt 

Bezüglich der vom Regierungspräsidium Darmstadt - Abteilung Umwelt Frank-
furt - zu vertretenden Belange teile ich Ihnen folgendes mit: 

1. Dezernat IV/F 41.1 – Grundwasser 

Grundwasser: 

Die Bauleitplanung muss wasserwirtschaftliche Belange, d.h. insbesondere 
eine ausreichende Wasserversorgung sowie Grundwasserschutz, angemes-
sen berücksichtigen. Hierzu bietet die Arbeitshilfe „Wasserwirtschaft in der Bau-
leitplanung“ des Hessischen Ministeriums für Landwirtschaft und Umwelt, 
Weinbau, Forsten, Jagd und Heimat (Stand: August 2023) eine Hilfestellung. In 
den Unterlagen sind dazu keine ausreichenden Aussagen enthalten und sind 
daher nachzubessern. Hierzu gebe ich folgende Hinweise: 

Versickerung von Niederschlagswasser 

Beschlussvorschlag zu 45.4: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Löschwasser 

Für das Plangebiet der 15. Änderung des Bebauungsplans „Krebs-
schere“ stellen die Stadtwerke Bad Vilbel GmbH den Löschwasserbe-
darf für den Grundschutz gem. DVGW-Arbeitsblatt W 405 „Bereitstel-
lung von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung“ 
zur Verfügung. Im konkreten Fall sind dies 96 m³/h = 1.600 l/Min. bei 
einem Mindestfließdruck von 1,5 bar. 

Trinkwasser 
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Die Maßnahmen zur Versickerung des Niederschlagswassers sowie die zu er-
wartenden Auswirkungen auf das Grundwasser sind darzustellen. Bei der ge-
planten Versickerung von nicht schädlich verunreinigtem Niederschlagswasser 
ist eine qualitative Beeinträchtigung des Grundwassers auszuschließen. Das 
Arbeitsblatt DWA-A 138 „Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versicke-
rung von Niederschlagswasser“ sowie das Merkblatt DWA-M 153 „Handlungs-
empfehlungen zum Umgang mit Regenwasser“ sind zu beachten. Die Mächtig-
keit des Sickerraums sollte, bezogen auf den mittleren höchsten Grundwasser-
stand (MHGW), mindestens 1 Meter betragen. Dabei sollte der höchste gemes-
sene Grundwasserstand herangezogen werden. Die Klärung der Zulässigkeit 
einer Versickerung von Niederschlagswassers ist dem entsprechenden Verfah-
ren vorbehalten. 

Für das Plangebiet der 15. Änderung des Bebauungsplans „Krebs-
schere“ gewährleisten die Stadtwerke Bad Vilbel GmbH die gesicherte 
Trinkwasserversorgung. 

Die beiden Kindertagesstätten mit Familienzentrum sowie das Ge-
bäude für den Vereinssport sind bereits seit rund 3 Jahren in Betrieb 
und werden ausreichend mit Trinkwasser versorgt. Für die in der Rea-
lisierung befindliche Grundschule ist mit 350 Schülern zu rechnen. Da-
raus folgt bei einem spezifischen Wasserverbrauch pro Schüler von 35 
l/(Schülerxd) ein zusätzlicher Trinkwassertagesbedarf von 12,25 m³/d. 
Unter Berücksichtigung von 40 Schulwochen und daraus folgend 200 
Schultagen ergibt sich eine zusätzliche Trinkwasserjahresmenge von 
2.450 m³/a. Diese geringe zusätzliche Menge liegt innerhalb der jährli-
chen Schwankungsbreiten durch klimatische Einflüsse und kann über 
die vorhandenen externen Bezugsmöglichkeiten sowie die Eigenge-
winnung der Stadtwerke Bad Vilbel GmbH sichergestellt werden.  

Entwässerung 

Das komplette Baugebiet „Krebsschere“ wird im Trennsystem entwäs-
sert. Der westlich der Bundestraße B 3 gelegene Teil des Baugebietes 
entwässert über die Kanalisation des Stadtteils Massenheim. Der öst-
lich der Bundestraße B 3 gelegene Teil des Baugebietes entwässert 
über die Kanalisation der Kernstadt Bad Vilbel Nord. 

Nach den in 2017 (Bad Vilbel Nord) durchgeführten hydrodynamischen 
Kanalnetzberechnungen kann der Regenwasseranfall für mindestens 
ein 5-jähriges Regenereignis (Bad Vilbel Nord) der Flächen, welche der 
15. Änderung des Bebauungsplans „Krebsschere“ unterliegen, schad-
los abgeleitet werden. Für die Ableitung des anfallenden Regenwas-
sers gilt dabei die Auflage, dass sowohl für die angeschlossenen pri-
vaten Grundstücke als auch für die öffentlichen Bereiche der Straßen, 
Wege und Plätze max. 10 l / (s x ha) zum Abfluss kommen dürfen. 
Entsprechende Rückhalteräume mit Drosseleinrichtungen sind im 
Zuge der Bauantragsstellung nach den einschlägigen Bemessungs- 
und Dimensionierungsvorgaben jeweils verbindlich nachzuweisen.  

Mit der Vorkehrung der Drosselung der Regenabflüsse aus dem Ge-
biet „Krebsschere“ wird einer Überlastung der nachfolgenden Regen-
wasserkanäle bis zur Einleitung in den Erlenbach (Massenheim) bzw. 
in die Nidda (Bad Vilbel Nord) entgegengewirkt. 
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Zusätzlich neue Regenwassereinleitungen in den Erlenbach oder in 
die Nidda sind nicht vorgesehen. Eine Vorbehandlung der Regenwas-
sereinleitungen ist z. Zt. nicht erforderlich. Eine aktualisierte Schmutz-
frachtberechnung liegt vor. 

Versickerung 

Die gezielte Versickerung von Niederschlagswasser innerhalb des 
Plangebietes ist aufgrund der Untergrundverhältnisse (geringer Was-
serdurchlässigkeitsbeiwert des vorhandenen Lössbodens) nicht mög-
lich.  

Fazit 

Die entsprechenden Angaben sind bereits in der Begründung des Be-
bauungsplans enthalten. Die wasserwirtschaftlichen Belange sind so-
mit hinreichend abgehandelt.  

45.5 Einbindung von Bauwerken ins Grundwasser 

Sofern für das Vorhaben eine Grundwasserhaltung erforderlich wird oder ein 
Aufstauen, Absenken und Umleiten von Grundwasser bewirkt wird, ist hierfür 
ggf. eine wasserrechtliche Erlaubnis durch die zuständige Wasserbehörde er-
forderlich. Ich bitte Sie, dies als Hinweis in den Textteil des Bebauungsplans 
aufzunehmen. 

Beschlussvorschlag zu 45.5: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Ein entsprechender Hinweis wird in den Textteil des Bebauungsplans 
aufgenommen. 

 X 

45.6 Vermeidung von Vernässungs- und Setzrissschäden 

Zur Vermeidung von Setzrissschäden bzw. Vernässungsschäden sind im Rah-
men der Bauleitplanung grundsätzlich die minimalen und maximalen Grund-
wasserflurabstände zu berücksichtigen. Das Hessische Landesamt für Natur-
schutz, Umwelt und Geologie (HLNUG) erfasst im Rahmen des Landesgrund-
wasserdienstes an landeseigenen Messstellen regelmäßig den aktuellen 
Grundwasserstand sowie dessen langjährige Entwicklung (s. hierzu Landes-
grundwasserdienst auf hessen.de). 

In kritischen Gebieten (Grundwasserflurabstände zwischen 0 und 3,00 Meter, 
stark schwankende Grundwasserstände, Gebiete, in den bereits Setzrisse bzw. 
Vernässungen an Gebäuden aufgetreten sind) wird dringend angeraten, für das 
betroffene Gebiet eine Untersuchung der gegenwärtigen und der zu erwarten-
den Grundwassersituation in Form eines hydrogeologischen Gutachtens durch-
zuführen. Zur Vermeidung von Setzriss- oder Vernässungsschäden können 
Vorgaben zur maximalen Einbindetiefe von Gebäuden, eine Aufschüttung des 
Geländes oder spezielle Gründungsmaßnahmen hilfreich sein. 

Beschlussvorschlag zu 45.6: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Aufgrund der meist mehrere Meter mächtigen Lößauflagen ohne un-
durchlässigen Stauhorizont liegt der Grundwasserspiegel in großen 
Teilen des Plangebietes relativ tief (5 - 6 m). Das Plangebiet befindet 
sich daher nicht in einem vernässungsgefährdeten Gebiet. Ein hydro-
geologisches Gutachten ist im Rahmen der Bebauungsplanänderung 
nicht erforderlich 
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Flächen mit sehr hohen Grundwasserständen (0 bis 3,00 m) sollen gemäß § 9 
Abs. 5 BauGB im Bebauungsplan als vernässungsgefährdete Gebiete gekenn-
zeichnet werden. 

45.7 Grundwassermessstellen und Gewinnungsanlagen 

Alle im Planungsgebiet befindlichen Grundwassermessstellen des Hessischen 
Landesgrundwasserdienstes sollten im Plan- und Textteil des Bauleitplans 
nachrichtlich aufgenommen werden. Gleiches gilt für sonstige vorhandene 
Grundwassermessstellen und -gewinnungsanlagen. 

Beschlussvorschlag zu 45.7: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich nach Angaben des Landes-
grundwasserdienst-Viewers des Hessischen Landesamtes für Natur-
schutz, Umwelt und Geologie keine Grundwassermessstellen und -ge-
winnungsanlagen. 

  

45.8 Heilquellen-/Wasserschutzgebiet 

Das Gebiet liegt in keinem Wasser- oder Heilquellenschutzgebiet. Das Ober-
hessische Heilquellenschutzgebiet wurde zum 01.08.2023 aufgehoben. Das 
Plangebiet grenzt an das Heilquellenschutzgebiet Bad Vilbel. 

Beschlussvorschlag zu 45.8: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Begründung zum Bebauungsplan wird entsprechend angepasst. 

 X 

45.9 2. Dezernat IV/F 41.2 – Oberflächengewässer 

Kein Gewässer und kein Überschwemmungsgebiet betroffen. 

Zu 45.9: Kein Abwägungserfordernis   

45.10 3. Dezernat IV/F 41.3 – Abwasser, Gewässergüte 

Gegen die geplante Bebauungsplanänderung bestehen keine grundlegenden 
Bedenken. 

Gem. Ziffer 12.3 der Begründung zur Bebauungsplanänderung gilt für die Ab-
leitung des anfallenden Regenwassers die Auflage, dass sowohl für die ange-
schlossenen privaten Grundstücke als auch für die öffentlichen Bereiche der 
Straßen, Wege und Plätze maximal 10 l/ (s x ha) zum Abfluss kommen dürfen. 
Dieser Ansatz kann in dem Fall dieser Bebauungsplanänderung akzeptiert wer-
den. 

Ich weise jedoch darauf hin, dass seitens des RP Darmstadt bei der Erschlie-
ßung von neuen Baugebieten im Trennsystem mittlerweile die Forderung einer 
Drosselabflussspende qDr= ca. 3 l/ (s*ha_AE,k) besteht, wobei der Drosselab-
fluss QDr auf die kanalisierte Einzugsgebietsfläche AEk zu beziehen ist und die 
Jährlichkeit T=2a beträgt.  

Dieser hessenweit abgestimmte Ansatz soll dem natürlichen Abfluss einer un-
bebauten Fläche entsprechen. 

Beschlussvorschlag zu 45.10: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Da es sich bei dem Baugebiet der 15. Änderung des Bebauungsplans 
„Krebsschere“ um ein bereits realisiertes bzw. in der Ausführung be-
findliches Vorhaben handelt und zudem in ein bestehendes Kanalnetz 
eingeleitet wird, welches für die bisher geltende Vorgabe der Einleitbe-
schränkung von 10 l/s*ha ausgelegt ist, sind keine Änderungen oder 
Anpassungen der Drosselmenge erforderlich. 

  



 

 

Stadt Bad Vilbel – 15. Änderung Bebauungsplan „Krebsschere“, Beschlussvorschläge zur Beteiligung gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB 28 

  

Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 

45.11 4. Dezernat IV/F 41.5 – Bodenschutz 

Vorsorgender Bodenschutz 

Die Belange des Schutzgutes Boden werden in dem Entwurf der 15. Änderung 
des Bebauungsplanes „Krebsschere“ nicht behandelt, wie in den vorangegan-
genen Änderungen des Bebauungsplanes „Krebsschere“. 

Es wird durch die geplante Bebauung auf eine Fläche von ca. 1,5 ha in sehr 
hochwertige Lössböden eingegriffen, die somit ihre natürliche Funktion verlie-
ren und damit unwiederbringlich verloren gehen. 

Auf die Berücksichtigung der Belange des Schutzguts „Boden“ wurde im Ver-
lauf der Erstellung des Bebauungsplans und der Änderungen verzichtet. 

Es sind bei der Planung und Umsetzung die Ziele des Bodenschutzes zu be-
achten. Eine bodenkundliche Baubegleitung, wie in der DIN 19639 – „Boden-
schutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben“ beschrieben, ist früh-
zeitig einzubinden, um ein Bodenschutzkonzept zu entwickeln. Die Einbindung 
der bodenkundlichen Baubegleitung und die Erstellung eines Bodenschutzkon-
zepts gewährleisten eine Minderung der Belastungen für das Schutzgut Boden 
bei der Erschließung und Bebauung. 

Hier ist insbesondere die Vorbildfunktion der Kommune zu nennen. Ist eine bo-
denkundliche Baubegleitung in der Planung und Umsetzung der Erschließung 
mit eingebunden, lassen sich die bodenkundliche Baubegleitung sowie das Bo-
denschutzkonzept bei der Umsetzung der Planung wesentlich leichter realisie-
ren. 

Die DIN 19731, DIN 18915 und DIN 19639 sind bei der Bauausführung zu be-
achten und einzuhalten. 

Mindestens ein Hinweis in den textlichen Festsetzungen unter nachrichtlichen 
Hinweisen erscheint sinnvoll, da die DIN-Normen Auswirkungen auf die Pla-
nung und Durchführung von Bauvorhaben haben. 

Das Schutzgut Boden wird nicht in angemessener Weise behandelt. Dieser of-
fensichtliche Mangel ist zu beseitigen. 

In der Begründung ist neben dem nachsorgenden Bodenschutz auch der vor-
sorgende Bodenschutz anzusprechen. Anderenfalls wäre die Planung infolge 
eines zu unterstellenden Abwägungsmangels später rechtlich angreifbar. 

Aus den genannten Gründen bitte ich die Planunterlagen entsprechend zu 
überarbeiten. 

Beschlussvorschlag zu 45.11: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Für das Plangebiet der 15. Änderung des Bebauungsplans „Krebs-
schere“ besteht bereits Baurecht. Zudem ist das Plangebiet bereits fast 
vollständig bebaut. Deshalb ist es sachgerecht, die Belange des Bo-
denschutzes dahingehend zu bewerten, ob durch die vorliegende 15. 
Änderung (gegenüber dem rechtskräftigen Zustand) zusätzliche Be-
einträchtigungen des Bodens (z.B. durch Versiegelung) eintreten. Dies 
ist nicht der Fall, da sich gegenüber der 10. Änderung keine zusätzliche 
Beanspruchung von Grund und Boden ergeben. Zudem werden ent-
sprechende Kompensationsmaßnahmen (z.B. Dachbegrünung) fest-
gesetzt. Somit ist das Schutzgut Boden in ausreichendem Maße und 
abwägungskonform berücksichtigt.  

Gemäß § 1a Abs. 6 BauGB ist zudem ein Ausgleich nicht erforderlich, 
soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt 
sind oder zulässig waren. Dies trifft hier zu. Insofern erübrigt sich auch 
eine detaillierte Beschreibung und Bewertung zu Bodenschutzbelan-
gen. 

Die DIN-Normen und technische Regelwerke sind geltende fachliche 
Praxis und werden bei den Ausführungsplanungen berücksichtigt. Sie 
werden mit der Aufnahme in Ausschreibungen und Verträgen verbind-
lich. Im Bebauungsplan können nicht sämtliche DIN-Normen und sons-
tige technische Regelwerke als Hinweis aufgenommen werden, zumal 
sich diese im Laufe der Zeit auch ändern können. 

Grundsätzlich ist an dieser Stelle festzustellen, dass diese Stellung-
nahme zum vorsorgenden Bodenschutz ausschließlich bei Bauleit-
planverfahren einzelner Kommunen vom Regierungspräsidium vorge-
bracht wird. In anderen Kommunen wird bei vergleichbaren Verfahren 
keine entsprechende Abarbeitung der genannten Arbeitshilfe gefor-
dert. 

Es wäre wünschenswert, dass beim Regierungspräsidium Darmstadt 
eine einheitliche Meinung zu dieser Thematik gebildet wird. 
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45.12 5. Dezernat IV/F 42.2 – Abfallwirtschaft West 

Aus abfallrechtlicher Sicht bestehen anhand der vorgelegten Unterlagen gegen 
die 15. Änderung des Bebauungsplanes „Krebsschere“, Stadt Bad Vilbel keine 
Bedenken. 

Zu 45.12: Kein Abwägungserfordernis   

45.13 6. Dezernat IV/F 43.1 – Immissionsschutz (Energie, Lärmschutz, EMF) 

Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht bestehen gegen die vorgesehene Pla-
nung keine Bedenken. 

Zu 45.13: Kein Abwägungserfordernis   

45.14 Allgemein: 

Sobald der o. a. Bauleitplan rechtsverbindlich geworden ist, wird um Übersen-
dung einer digitalen Ausfertigung in der bekannt gemachten Fassung an das 
Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung Umwelt Frankfurt, Gutleutstraße 
114, 60327 Frankfurt am Main, mit folgendem Funktionspostfach: komabwas-
ser-ffm@rpda.hessen.de gebeten. 

Zu 45.14: Der formalen Anforderung wird gefolgt, kein Abwä-
gungserfordernis 

  

45.15 IV. Abteilung IV/Wi Umwelt Wiesbaden 

1. Dezernat IV/Wi 44 – Bergaufsicht 

Auf der Grundlage einer unvollständigen Datengrundlage teilt das Dezernat 
Bergaufsicht folgendes mit: 

Durch die 15. Änderung des Bebauungsplans „Krebsschere werden bergbauli-
che Belange nicht berührt. Es stehen daher aus Sicht der Bergbehörde keine 
Sachverhalte entgegen. 

Zu 45.15: Kein Abwägungserfordernis   

45.16 V. Abteilung V - Landwirtschaft, Weinbau, Forsten, Natur- und Verbrau-
cherschutz 

Dezernat V 53.1 – Naturschutz (Planungen und Verfahren) 

Eine Zuständigkeit der oberen Naturschutzbehörde ist gemäß § 43 Abs. 1 des 
Hessischen Gesetzes zum Schutz der Natur und zur Pflege der Landschaft 
(Hessisches Naturschutzgesetz – HeNatG) vom 25. Mai 2023 (GVBl. 2023, S. 
379), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes zur Modernisierung und 
Digitalisierung des Verkündungswesens vom 28. Juni 2023 (GVBl. 2023, S. 
473) nicht gegeben (siehe hierzu auch Ziffer 3.5 des Erlasses des Hessischen 
Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen über die Beteiligung 
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (TöB) in städtebauli-
chen Verfahren nach dem Baugesetzbuch (BauGB) vom 11. Dezember 2019 -
StAnz. 52/2019 S. 1373). 

Zu 45.16: Kein Abwägungserfordernis   
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45.17 C. Hinweise 

Da wir seit geraumer Zeit eine elektronische Akte führen, bitte ich Sie bei ge-
nehmigungsbedürftigen Planungen um Vorlage der vollständigen und prüffähi-
gen Verfahrensunterlagen in digitaler Form. Bitte senden Sie die Unterlagen an 
unsere Funktionspostfach bauleitplanung-toeb@rpda.hessen.de. Hinweise, 
wie diese Unterlagen digital aufzubereiten sind, finden Sie auf der Homepage 
des Regierungspräsidiums Darmstadt unter folgendem Link Höhere Verwal-
tungsbehörde | rp-darmstadt.hessen.de. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 45.17: Der formalen Anforderung wird gefolgt, kein Abwä-
gungserfordernis 
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 Anlage 
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46. Regierungspräsidium Darmstadt – Kampfmittelräumdienst (19.12.2024) 
46.1 die Auswertung der beim Kampfmittelräumdienst vorliegenden Kriegsluftbilder 

hat ergeben, dass sich das in Ihrem Lageplan näher bezeichnete Gelände in 
einem Bombenabwurfgebiet befindet. 

Vom Vorhandensein von Kampfmitteln auf solchen Flächen muss grundsätzlich 
ausgegangen werden. 

In den Bereichen, in denen durch Nachkriegsbebauungen bereits bodenein-
greifende Baumaßnahmen bis zu einer Tiefe von mind. 5 Metern durchgeführt 
wurden sind keine Kampfmittelräummaßnahmen notwendig. 

Bei allen anderen Flächen ist eine systematische Überprüfung (Sondieren auf 
Kampfmittel) vor Beginn der geplanten Abbrucharbeiten, Bauarbeiten und Bau-
grunduntersuchungen auf den Grundstücksflächen bis in einer Tiefe von 5 Me-
ter (ab GOK IIWK) erforderlich, auf denen bodeneingreifende Maßnahmen 
stattfinden. Hierbei soll grundsätzlich eine EDV-gestützte Datenaufnahme er-
folgen. 

Sofern die Fläche nicht sondierfähig sein sollte (z.B. wg. Auffüllungen, Versie-
gelungen oder sonstigen magnetischen Anomalien), sind aus Sicherheitsgrün-
den weitere Kampfmittelräummaßnahmen vor bodeneingreifenden Bauarbei-
ten erforderlich. 

Es ist dann notwendig, einen evtl. vorgesehenen Baugrubenverbau (Spund-
wand, Berliner Verbau usw.) durch Sondierungsbohrungen in der Verbauachse 
abzusichern. Sofern eine sondierfähige Messebene vorliegt, sollen die Erdaus-
hubarbeiten mit einer Flächensondierung begleitet werden. 

Zu Ihrer eigenen Sicherheit sollten Sie sich bescheinigen lassen, dass die 
Kampfmittelräumungsarbeiten nach dem neuesten Stand der Technik durchge-
führt wurden. Der Bescheinigung ist ein Lageplan beizufügen, auf dem die un-
tersuchten Flächen dokumentiert sind. Weiterhin ist das verwendete Detekti-
onsverfahren anzugeben. 

Wir bitten nach Abschluss der Kampfmittelräumarbeiten um Übersendung mit-
tels E-Mail der Freigabedokumentation und entsprechenden Lageplänen in di-
gitaler Form, gern im ESRI Shape (*.shp) bzw. im Cad Format (*.dxf, *.dwg). 

Wir bitten um Verwendung der geodätischen Bezugsysteme im ETRS 1989 mit 
UTM Zone 32N (EPSG: 25832, EPSG 4647), Gauß-Krüger-Zone 3 (EPSG: 
31467). 

Beschlussvorschlag zu 46.1: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Durch die Firma KMB Kampfmittelbergung GmbH, Laatzen, erfolgte im 
Jahr 2018 die Durchführung einer EDV-gestützten Oberflächendetek-
tion mit anschließender punktueller Bergung der Verdachtsmomente 
für einen Großteil der Baugebiete „Krebsschere“ und „Im Schleid“. Im 
Jahr 2018 konnten aufgrund von Bebauung, Bewuchs, Oberflächen-
versiegelungen und Materiallagerflächen nicht alle Bereiche abschlie-
ßend untersucht werden. Daher erfolgte Ende 2021 / Anfang 2022 
durch die Firma KMB Kampfmittelbergung GmbH, Laatzen, die Durch-
führung einer EDV-gestützten Oberflächendetektion mit anschließen-
der punktueller Bergung der Verdachtsmomente der bisher nicht frei-
gegebenen Flächen innerhalb des Plangebietes der 13. Änderung des 
Bebauungsplans „Krebsschere“. 

Die Flächen wurden mit EDV-gestützten Sondensystemen detektiert. 
Während der anschließenden Überprüfung der ausgewerteten Ver-
dachtsmomente wurden vermutete Kampfmittel freigelegt, identifiziert, 
geräumt und dokumentiert. Des Weiteren wurden sonstige Störkörper 
dokumentiert, beseitigt und zentral gesammelt. Die Firma KMB Kampf-
mittelbergung GmbH versichert, dass die kontrollierten Flächen/Mas-
sen/Bereiche entsprechend dem Stand der Technik und der speziellen 
Aufgabenstellung und Beauftragung durch den Auftraggeber frei von 
Bombenblindgängern/Kampfmitteln sind.  

Bei der Auswertung der Messdaten wurden innerhalb des Plangebie-
tes der 15. Änderung des Bebauungsplans „Krebsschere“ zwei Struk-
turen, die auf archäologische Funde hinweisen könnten, ersichtlich. In 
diesen Bereichen wurden keine Erdarbeiten durch die Firma KMB 
Kampfmittelbergung GmbH durchgeführt. Die betroffenen Bereiche 
wurden im Rahmen einer archäologischen Untersuchung separat be-
trachtet. 
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Teilbereiche wurden bereits überprüft. Die untersuchten Flächen (Tiefenanga-
ben in Meter) sind im beiliegenden Lageplan grün dargestellt. 

Die Daten der überprüften Flächen mit den angegebenen Freigabetiefen wur-
den von den ausführenden gewerblichen Kampfmittelräumfirmen an den 
KMRD übermittelt und in das KMIS System ohne Vor-Ort-Kontrollen übertra-
gen. Die Kosten für die Kampfmittelräumung (Aufsuchen, Bergen, Zwischenla-
gern) sind vom Antragsteller/Antragstellerin, Interessenten/Interessentin oder 
sonstigen Berechtigten (z.B. Eigentümer/Eigentümerin, Investor/Investorin) zu 
tragen. Die genannten Arbeiten sind daher von diesen selbst bei einer Fach-
firma in Auftrag zu geben und zu bezahlen. 

Bei der Angebotseinholung oder der Beauftragung einer Fachfirma bitte ich im-
mer das v. g. Aktenzeichen anzugeben und eine Kopie dieser Stellungnahme 
beizufügen. 

Als Anlage übersende ich Ihnen die Allgemeinen Bestimmungen für die Kampf-
mittelräumung im Lande Hessen. 

Da Kampfmittelräumarbeiten im Voraus schwer zu berechnen sind, halte ich 
die Abrechnung der Leistungen nach tatsächlichem Aufwand für unumgänglich. 
Dies ist in jedem Falle Voraussetzung für eine positive Rechnungsprüfung zum 
Zwecke der Kostenerstattung durch den Bund gem. Nr. 3. der Allgemeinen 
Bestimmungen für die Kampfmittelräumung. 

Eine Kopie des Auftrages bitte ich mir zur Kenntnisnahme zuzusenden. 

Den Abtransport - ggf. auch die Entschärfung - und die Vernichtung der gefun-
denen Kampfmittel wird das Land Hessen -Kampfmittelräumdienst- weiterhin 
auf eigene Kosten übernehmen. 
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48. Regionalverband FrankfurtRheinMain (11.12.2024) 
48.1 Im Rahmen der 15. Änderung des o. g. Bebauungsplanes sollen – im Bereich 

bereits festgesetzter Flächen für den Gemeinbedarf - bestimmte Festsetzungen 
an den mittlerweile realisierten bzw. in der Realisierung befindlichen Gebäude-
bestand angepasst sowie eine Abstandsflächenproblematik geregelt werden. 

Wie in Kapitel 3.1. der Begründung dargelegt, entspricht die Festsetzung im 
Bebauungsplan als „Gemeinbedarf“ nicht der Darstellung des Regionalplan 
Südhessen/Regionalen Flächennutzungplan [sic] 2010 (RPS/RegFNP 2010). 
Dieser stellt an der Stelle „Wohnbaufläche, geplant“ dar. Die Planung einer 
Schule, Kindertagesstätte und Sporthalle berüht [sic] jedoch die beabsichtigte 
städtebauliche Entwicklung des Gebietes nicht, daher kann die Planung an die 
Entwicklungsziele angepasst gesehen werden (siehe auch unsere Stellung-
nahme vom 30.01.2019 zur 10. Änderung des Bebauungsplanes „Krebs-
schere“). 

Eine Anpassung der Flächen kann ggf. zu einem späteren Zeitpunkt im Rah-
men der Fortschreibung bzw. Neuaufstellung des RPS/RegFNP erfolgen. 

Zu 48.1: kein Abwägungserfordernis    

49. Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH (16.12.2024) 
49.1 Vielen Dank für die Beteiligung an dem oben genannten Verfahren. 

Als Träger öffentlicher Belange teilen wir Ihnen mit, dass wir keine Einwände 
oder Anregungen vorzubringen haben. 

Für die Umsetzung der Planung wünschen wir viel Erfolg. 

Stellungnahme ohne Anregung   

52. Staatliches Schulamt für den Hochtaunuskreis und den Wetteraukreis (13.12.2024) 
52.1 bezugnehmend auf die E-Mail vom 28.11.2024 teile ich Ihnen mit, dass keine 

Einwände gegen oder Anregungen zum o. g. Bebauungsplan bestehen. 
Stellungnahme ohne Anregung   

53. Stadtwerke Bad Vilbel GmbH (13.12.2024) 
53.1 im ausgewiesenen Gebiet der oben genannten Bauleitplanung liegen Wasser-

, Wärme- und Stromleitungen der Stadtwerke Bad Vilbel GmbH. Die Bestands-
pläne Wärme und Wasser erhalten Sie in der Anlage.  

Grundsätzlich ist im Bereich der Leitungen besondere Vorsicht geboten. Arbei-
ten im Bereich aller Versorgungsleitungen, auch der Hausanschlüsse, sind im 
Vorfeld anzuzeigen und müssen mit den Stadtwerken im Vorfeld einvernehm-
lich abgestimmt werden.  

Beschlussvorschlag zu 53.1: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Der vorgebrachte Hinweis ist nicht Regelungsgegenstand des Bebau-
ungsplans, sondern betrifft die Realisierung der Planung. 
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53.2 Die folgenden in dem beiliegenden Plan mit rosa markierten Punkte sind zu 
berücksichtigen: 

• Punkt 1: Baugrenze über Wärme- und Wasserleitungen: 

Die geplante Baugrenze liegt über dem gemeinsamen vorhandenen Wärme- 
und Wasserhausanschlüssen für die Sporthalle und die Kindertagesstätte. Falls 
das gesamte Baufenster der Sporthalle in Anspruch genommen wird, so sind 
die vorhandenen Leitungen umzulegen. 

Beschlussvorschlag zu 53.2: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Sowohl das Gebäude für den Vereinssport als auch die beiden Kinder-
tagesstätten mit Familienzentrum sind bereits vollständig realisiert. Die 
Gebäude befinden sich nicht im Bereich der bestehenden Wärme- und 
Wasserleitungen. Eine Umlegung ist daher zum jetzigen Zeitpunkt 
nicht erforderlich. Sollte die gesamte überbaubare Grundstücksfläche 
in Zukunft in Anspruch genommen werden, sind die Wärme- und Was-
serleitungen im Vorfeld der Realisierung umzulegen. 

Die im Bereich der überbaubaren Grundstücksfläche befindlichen 
Wärme- und Wasserleitungen werden in der Planzeichnung zum Be-
bauungsplan dargestellt. Damit wird der Hinweisfunktion des Bebau-
ungsplans in ausreichendem Maße Rechnung getragen.  

X  

53.3 • Punkt 2: Garagen und Carports nicht auf Wärme und Wasserleitungen: 

Nach § 6.1.2 sind Garagen und Carports in den überbaubaren Grundstücksflä-
chen zulässig. Eine Überbauung der vorhandenen Leitungen mit Carports oder 
Garagen ist nicht zulässig. Die Formulierung der Planungsrechtlichen Festset-
zungen ist anzupassen. 

Beschlussvorschlag zu 53.3: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Im rechtskräftigen Bebauungsplan (10. Änderung „Krebsschere“) ist 
der betreffende Bereich bereits als überbaubare Grundstücksfläche 
festgesetzt. Sollte der Bereich in Zukunft mit Carports und Garagen 
bebaut werden, sind die bestehenden Wärme- und Wasserleitungen 
im Vorfeld der Realisierung entsprechend umzulegen. 

Die im Bereich der überbaubaren Grundstücksfläche befindlichen 
Wärme- und Wasserleitungen werden in der Planzeichnung zum Be-
bauungsplan dargestellt. Damit wird der Hinweisfunktion des Bebau-
ungsplans in ausreichendem Maße Rechnung getragen. 

X  

53.4 Wenn die Belange der Stadtwerke Bad Vilbel GmbH berücksichtigt werden be-
stehen keine Bedenken gegen die vorgelegten Unterlagen.  

Bezüglich der Stromversorgung erhalten Sie die fachliche Stellungnahme von 
unserem technischen Betriebsführer, der OVAG-Netz GmbH. Die dort aufge-
führten Punkte bitten wir zu beachten. 

 

 

Zu 53.4: kein Abwägungserfordernis    
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 Anlage 1 
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Anlage 3 
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54. Vodafon Hessen GmbH (02.01.2025)  

54.1 Wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 28.11.2024. 

Ihre Anfrage wurde zur Weiterbearbeitung an die zuständige Fachabteilung 
weitergeleitet, die sich bei Bedarf mit Ihnen zu gegebener Zeit in Verbindung 
setzen wird. 

Vor Baubeginn sind aktuelle Planunterlagen vom ausführenden Tiefbau-
unternehmen anzufordern. 

Unsere kostenlosen Planauskünfte sind erreichbar via Internet über die Seite: 

https://www.vodafone.de/immobilienwirtschaft/hilfe/planauskunft/index.html 

Dort kann man sich einmalig registrieren lassen und Planauskünfte einholen. 

Bitte beachten Sie: 

Es müssen aktuell immer zwei Planauskünfte für Bestandsnetz der Vodafone 
Deutschland GmbH und Vodafone GmbH / Vodafone West GmbH angefordert 
werden. 

Beschlussvorschlag zu 54.1: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Der vorgebrachte Hinweis ist nicht Regelungsgegenstand des Bebau-
ungsplans, sondern betrifft die Realisierung der Planung. 

  

 Stellungnahme vom 14.01.2025  

54.2 Wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 28.11.2024. 

Vodafone ist seit Jahrzehnten ein bewährter und verlässlicher Partner der 
Städte und Kommunen bei der eigenwirtschaftlichen Erschließung von 
kommunalen Neubaugebieten in Deutschland mit Internet, Telefonie- und TV-
Diensten. Seit vielen Jahren realisiert Vodafone über 200 Neubaugebiete 
jährlich über unser modernes Glasfaser-Koaxial-Hochgeschwindigkeitsnetz. 

Eine aktuelle Erschließungsprüfung hat ergeben, dass wir das NBG 
„Krebsschere“ eigenwirtschaftlich leider nicht auskömmlich versorgen können. 

Wir danken Ihnen dennoch herzlich für die Beteiligung am 
Erschließungsverfahren und hoffen, dass Sie uns auch zukünftig frühzeitig über 
Ihre Ausbaumaßnahmen informieren werden. 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte geben Sie dabei 
immer unsere obenstehende Vorgangsnummer an. 

Bitte beachten Sie: 

Bei einer Stellungnahme, z.B. wegen Umverlegung, Mitverlegung, 
Baufeldfreimachung, etc. oder eine Koordinierung/Abstimmung zum weiteren 

Beschlussvorschlag zu 54.2: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Der vorgebrachte Hinweis ist nicht Regelungsgegenstand des Bebau-
ungsplans, sondern betrifft die Realisierung der Planung. 
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Nr. Stellungnahme Beschlussvorschlag Auswirkun-
gen 

Plan Text 
Vorgehen, dass die verschiedenen Vodafone-Gesellschaften trotz der Fusion 
hier noch separat Stellung nehmen. Demnach gelten weiterhin die bisherigen 
Kommunikationswege. Wir bitten dies für die nächsten Monate zu bedenken 
und zu entschuldigen. 
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